VI. Resolutionen aufgrund der Berichte des Flinften Ausschusses

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 27. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-

RESOLUTION 68/248 A bis C

schusses (A/68/689, Ziff. 43).

68/248.

Programmbhaushaltsplan fiir den Zweijahreszeitraum 2014-2015
A

MITTELBEWILLIGUNGEN FUR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2014-2015

Die Generalversammlung
trifft flr den Zweijahreshaushalt 2014-2015 den folgenden Beschluss:

1.  Mittelbewilligungen in einer Gesamthdhe von 5.530.349.800 US-Dollar werden hiermit fur die

folgenden Zwecke gebilligt:

Betrag
Kapitel (in US-Dollar)
Einzelplan 1. Aligemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung
Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung 117.599.800
Angelegenheiten der Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats
sowie Konferenzmanagement 673.012.400
Zwischensumme 790.612.200

Einzelplan Il. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 1.197.957.200
4. Abristung 24.729.600
5. Friedenssicherungseinsétze 113.454.400
6. Friedliche Nutzung des Weltraums 8.160.600
Zwischensumme 1.344.301.800
Einzelplan I11. Internationale Rechtspflege und Vélkerrecht
Internationaler Gerichtshof 52.344.800
Rechtsangelegenheiten 47.809.200
Zwischensumme 100.154.000
Einzelplan 1V. Internationale Entwicklungszusammenarbeit
9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 163.049.600
10. Am wenigsten entwickelte Lander, Binnenentwicklungslander und kleine
Inselentwicklungslander 11.579.100
11. Unterstiitzung der Vereinten Nationen flir die Neue Partnerschaft fiir die Entwicklung
Afrikas 17.000.300
12. Handel und Entwicklung 147.132.500
13. Internationales Handelszentrum 39.913.900
14. Umwelt 34.963.500
15. Menschliche Siedlungen 23.260.700
16. Internationale Drogenkontrolle, Verbrechens- und Terrorismuspravention und
Strafrechtspflege 43.883.000
17. UN-Frauen 15.328.500
Zwischensumme 496.111.100
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Betrag
Kapitel (in US-Dollar)
Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit
18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 151.633.600
19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im Pazifik 103.764.400
20. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 71.706.300
21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika und der Karibik 116.669.900
22. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien 70.189.500
23. Reguléres Programm der Technischen Zusammenarbeit 58.449.700
Zwischensumme 572.413.400
Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitére Angelegenheiten
24. Menschenrechte 174.785.600
25. Internationaler Schutz, dauerhafte Lésungen und Hilfe fur Flichtlinge 91.496.800
26. Palé&stinaflichtlinge 55.227.500
27. Humanitére Hilfe 31.581.400
Zwischensumme 353.091.300
Einzelplan VII. Offentlichkeitsarbeit
28. Offentlichkeitsarbeit 188.443.900
Zwischensumme 188.443.900
Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstiitzungsdienste
29. Management- und Unterstiitzungsdienste 657.782.400
Zwischensumme 657.782.400
Einzelplan 1X. Interne Aufsicht
30. Interne Aufsicht 40.552.300
Zwischensumme 40.552.300
Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstatigkeiten und Sonderausgaben
31. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstétigkeiten 11.357.800
32. Sonderausgaben 143.660.200
Zwischensumme 155.018.000
Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermdgen
33. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie gréRere Instandhaltungsarbeiten 75.268.700
Zwischensumme 75.268.700
Einzelplan XII. Sicherheit
34. Sicherheit 241.370.100
Zwischensumme 241.370.100
Einzelplan XI1I. Entwicklungskonto
35. Entwicklungskonto 28.398.800
Zwischensumme 28.398.800
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Betrag

Kapitel (in US-Dollar)
Einzelplan XIV. Personalabgabe

36. Personalabgabe 486.831.800

Zwischensumme 486.831.800

Insgesamt 5.530.349.800

2. der Generalsekretdr wird erméchtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschusses fiir Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln umzuschichten;

3. zusétzlich zu den in Ziffer 1 bewilligten Mitteln wird fir jedes Jahr des Zweijahreszeitraums
2014-2015 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungsfonds ein Betrag von
75.000 Dollar zum Ankauf von Bichern, Zeitschriften, Karten und Bibliotheksausstattungsgegenstanden
sowie fur andere mit den Zielen und Bestimmungen des Fonds im Einklang stehende Ausgaben der Biblio-
thek im Palais des Nations in Genf bewilligt.

B
EINNAHMENANSATZE FUR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2014-2015
Die Generalversammlung
trifft fur den Zweijahreshaushalt 2014-2015 den folgenden Beschluss:

1. Es werden geschétzte Einnahmen, die nicht Beitrdge der Mitgliedstaaten sind, in einer
Gesamthdhe von 523.145.000 US-Dollar wie folgt gebilligt:

Betrag

Einnahmenkapitel (in US-Dollar)
1. Einnahmen aus der Personalabgabe 491.185.600
2. Allgemeine Einnahmen 31.228.200
3. Dienste fiir die Offentlichkeit 731.200
Insgesamt 523.145.000

2. die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemaR Resolution 973 (X) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

3. in den Haushaltsbewilligungen nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zulasten der Postver-
waltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, des Verkaufs statistischer Produkte, der Kantinenbe-
triebe und damit zusammenhéngenden Dienste, des Garagenbetriebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs
von Publikationen gehen, werden mit den bei diesen Tétigkeiten erzielten Einnahmen verrechnet.

C
FINANZIERUNG DER MITTELBEWILLIGUNGEN FUR DAS JAHR 2014
Die Generalversammlung
trifft fir das Jahr 2014 den folgenden Beschluss:

1. Die Mittelbewilligungen, die sich zusammensetzen aus einem Betrag von 2.765.174.900 US-
Dollar, das heifl3t der Halfte der von der Generalversammlung in Ziffer 1 der Resolution A fiir den Zweijah-
reshaushalt 2014-2015 bewilligten Mittel in Hohe von 5.530.349.800 Dollar, zuziiglich eines Betrags von
169.511.300 Dollar, das heift der von der Versammlung in ihren Resolutionen 67/269 vom 28. Juni 2013
und 68/245 A vom 27. Dezember 2013 gebilligten Nettoerhéhung der revidierten Mittelbewilligungen fir
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den Zweijahreshaushalt 2012-2013, werden gemal? den Artikeln 3.1 und 3.2 der Finanzordnung und der
Finanzvorschriften der Vereinten Nationen® wie folgt finanziert:

a) 21.174.100 Dollar, entsprechend 15.979.700 Dollar, ndmlich der Halfte der mit Resolution B
fiir den Zweijahreshaushalt 2014-2015 gebilligten geschatzten Einnahmen, die nicht aus der Personalabga-
be stammen, zuziiglich 5.194.400 Dollar, ndmlich der Erhéhung der nicht aus der Personalabgabe stam-
menden Einnahmen fir den Zweijahreshaushalt 2012-2013, die von der Versammlung in ihrer Resolution
68/245 B vom 27. Dezember 2013 gebilligt wurde;

b) 40.069.800 Dollar, entsprechend den nicht ausgeschopften Haushaltsmitteln fur den Zweijah-
reszeitraum 2012-2013 des Sonderkontos fur den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Per-
sonen, die fiir Volkermord und andere schwere VerstdlRe gegen das humanitére Volkerrecht im Hoheitsge-
biet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandi-
scher Staatsangehdriger, die fir wahrend desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten began-
genen Vélkermord und andere derartige VerstoRe verantwortlich sind, des Sonderkontos fiir den Interna-
tionalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen fiir die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehe-
maligen Jugoslawien begangenen schweren Verstofle gegen das humanitére Volkerrecht und des Sonder-
kontos flr den Internationalen Residualmechanismus fir die Ad-hoc-Strafgerichtshofe, und beschlief3t in
dieser Hinsicht, die Bestimmung der Artikel 3.2 d), 5.3 und 5.4 der Finanzordnung und Finanzvorschriften
fiir die Anrechnung von Guthaben auszusetzen;

C) 26.648.200 Dollar, entsprechend einer Gutschrift an den Allgemeinen Fonds aus dem von der
Versammlung in Resolution 3049 A (XXVII) vom 19. Dezember 1972 eingerichteten Sonderkonto;

d) 23.141.000 Dollar, entsprechend einer Gutschrift durch die Annullierung periodenfremder Ver-
pflichtungen betreffend den Zweijahreszeitraum 2010-2011, und beschlief3t in dieser Hinsicht, die Arti-
kel 3.2 d), 5.3 und 5.4 auszusetzen;

e) 2.823.653.100 Dollar, entsprechend den veranlagten Beitragen der Mitgliedstaaten nach Reso-
lution 67/238 der Versammlung vom 24. Dezember 2012 iber den Beitragsschliissel fiir die Aufteilung der
Ausgabenlast der Vereinten Nationen;

2. Im Einklang mit Resolution 973 (X) der Generalversammlung vom 15. Dezember 1955 ist der
jeweilige Anteil der Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steuerausgleichsfonds auf ihre veranlagten Bei-
trage anzurechnen, und zwar ein Gesamtbetrag von 271.692.300 Dollar, der sich wie folgt zusammensetzt:

a) 245.592.800 Dollar, entsprechend der Hélfte der mit Ziffer 1 der Resolution B gebilligten ge-
schétzten Einnahmen aus der Personalabgabe fur den Zweijahreshaushalt 2014-2015;

b) 25.915.500 Dollar, entsprechend der von der Versammlung in ihrer Resolution 68/245 B fr
den Zweijahreshaushalt 2012-2013 gebilligten Erhéhung der Einnahmen aus der Personalabgabe;

¢) 184.000 Dollar, entsprechend der von der Versammlung in ihrer Resolution 67/269 fir den
Zweijahreshaushalt 2012-2013 gebilligten Erhéhung der Einnahmen aus der Personalabgabe.

RESOLUTION 68/249

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 27. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/689, Ziff. 43).

68/249.  Unvorhergesehene und auf3erordentliche Ausgaben fir den Zweijahreszeitraum 2014-2015
Die Generalversammlung

1. ermachtigt den Generalsekretdr, mit vorheriger Zustimmung des Beratenden Ausschusses fiir
Verwaltungs- und Haushaltsfragen und vorbehaltlich der Finanzordnung und der Finanzvorschriften der
Vereinten Nationen® sowie der Bestimmungen in Ziffer 3 im Zweijahreszeitraum 2014-2015 Verpflichtun-

® ST/SGB/2013/4.
% ST/SGB/2013/4.
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	68/1. Überprüfung der Durchführung der Resolution 61/16 der Generalversammlung über die Stärkung des Wirtschafts- und Sozialrats
	1. Im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat seine Rolle als zentraler Mechanismus für die Koordinierung der Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen und seiner Sonder...
	2. Der Wirtschafts- und Sozialrat prüft auch weiterhin die Berichte der zwischenstaatlichen und interinstitutionellen Koordinierungsorgane und -mechanismen und gibt Empfehlungen dazu ab, wie diese ihre Effizienz, ihre Rechenschaftslegung und ihr Zus...
	3. Bei den Folgemaßnahmen zu den Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat für die Harmonisierung und Koordinierung der Tagesordnungen und Arbeitsprogramme der Fachkommissionen sorgen, indem er eine klar...
	4. Durch die in dieser Anlage getroffenen Regelungen soll die Zahl der Sitzungstage, die dem Wirtschafts- und Sozialrat derzeit zur Verfügung stehen, nicht erhöht werden.
	5. Der Wirtschafts- und Sozialrat stellt sein Arbeitsprogramm mit sofortiger Wirkung auf einen Zyklus von Juli bis Juli um und wird gebeten, Übergangsregelungen für die Wahl seines Präsidiums zu erwägen und dabei die einschlägigen Regeln, Vorschrift...
	6. Der Wirtschafts- und Sozialrat muss eine stärker themenorientierte Herangehensweise verfolgen, damit er seine Führungsrolle in Bezug auf die Ermittlung neuer Herausforderungen, die Förderung von Reflexion, Debatte und innovativem Denken und die aus...
	7. Der Wirtschafts- und Sozialrat richtet sein jährliches Arbeitsprogramm an einem Hauptthema aus, das
	a) zu Beginn des jeweiligen Zyklus festgelegt wird;
	b) unter Berücksichtigung der Rolle des Rates bei der Förderung der ausgewogenen Integration der wirtschaftlichen, der sozialen und der umweltbezogenen Dimension der nachhaltigen Entwicklung sowie der Post-2015-Entwicklungsagenda ausgewählt wird;
	c) vom Rat auf der Grundlage von Beiträgen seiner Nebenorgane sowie der Mitgliedstaaten beschlossen wird;
	d) als Orientierung für die Arbeit seines gesamten Systems dient, unter Achtung der Tagesordnung, der Vielfalt der Mandate und des jeweiligen Sachverstands der verschiedenen Nebenorgane;
	e) es dem Rat ermöglicht, die systemweite Kohärenz und Koordinierung in Fragen zu fördern, die einer wirksamen Reaktion des Systems der Vereinten Nationen bedürfen.
	8. Der Wirtschafts- und Sozialrat lädt seine Nebenorgane und die Leitungsgremien der Fonds, Programme und Sonderorganisationen ein, gegebenenfalls zu seiner Arbeit beizutragen, unter Berücksichtigung des vereinbarten Themas.
	9. Der Präsident des Wirtschafts- und Sozialrats schlägt im Benehmen mit den Nebenorganen und den Mitgliedstaaten ein Jahresthema vor, zuerst für die beiden folgenden Zyklen und danach jeweils für das folgende Jahr, um den Nebenorganen und den Mitgl...
	10. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält auch künftig eine Arbeitstagung und eine Organisationstagung ab. Damit der Rat flexibler reagieren kann, kann er im Einklang mit seiner Geschäftsordnung Sondertagungen einberufen. Darüber hinaus ist der Rat al...
	11. Die derzeitige Gliederung der Arbeitstagung des Wirtschafts- und Sozialrats in Tagungsteile wird geändert, wobei die Arbeitstage wie folgt umverteilt werden:
	b) im Juni wird ein Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten abgehalten, durch den der Rat weiter zur Stärkung der Koordinierung und Wirksamkeit der humanitären Hilfe und Unterstützung der Vereinten Nationen beitragen und die internationalen Anst...
	c) im Juli wird ein Tagungsteil auf hoher Ebene abgehalten. Dieser wird auch künftig die Funktionen des Tagungsteils auf hoher Ebene des Rates gemäß den Resolutionen der Generalversammlung 45/264 vom 13. Mai 1991, 48/162 vom 20. Dezember 1993, 50/2...
	d) regelmäßig werden spezielle Koordinierungs- und Managementsitzungen abgehalten, die die Funktionen des Tagungsteils für Koordinierungsfragen und des allgemeinen Tagungsteils übernehmen, wie in den in Ziffer 11 c) genannten Resolutionen der Gene...
	e) in jedem Jahr wird ein Tagungsteil für Integration abgehalten, dessen Zeitplan und Modalitäten vom Rat beschlossen werden. Die Hauptfunktionen dieses Tagungsteils bestehen in der Konsolidierung aller Beiträge der Mitgliedstaaten, der Nebenorgane ...
	12. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll einen jährlichen Dialog mit den Exekutivsekretären der Regionalkommissionen führen.
	13. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den Dialog über die Agenda für Entwicklungsfinanzierung und ihre Umsetzung weiter stärken und fördern, unter anderem durch den Ausbau der bestehenden Regelungen, darunter die Sondertagung auf hoher Ebene mit de...
	14. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll nach Bedarf das Zusammenwirken mit den maßgeblichen internationalen und regionalen Foren, Organisationen und Gruppierungen fördern, die Politikempfehlungen abgeben oder Politikentscheidungen treffen, die globa...
	15. Bei der Anberaumung der genannten Tagungen, Sitzungen und Konsultationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat die Tagungen anderer mit wirtschaftlichen, sozialen und umweltbezogenen Fragen befasster Organe berücksichtigen, um unnötige Überschneidu...
	16. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält die ordentlichen Sitzungen seiner Arbeitstagungen in New York und den Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten weiter im Wechsel zwischen New York und Genf ab. Ein anderer Standort der Vereinten Nationen könn...
	17. Im Hinblick auf die ständige Verbesserung des Zusammenwirkens mit seinen Nebenorganen und der Weiterverfolgung ihrer Arbeit soll der Wirtschafts- und Sozialrat handlungsorientierte Überprüfungen der Tätigkeiten, Berichte und Empfehlungen seiner ...
	18. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Übergangsregelungen für die Abhaltung der jährlichen Überprüfung auf Ministerebene während des Tagungsteils auf hoher Ebene in den Jahren 2014 und 2015 treffen.
	19. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den besonderen Bedürfnissen der Länder in besonderen Situationen, nämlich der am wenigsten entwickelten Länder, der Binnenentwicklungsländer, der kleinen Inselentwicklungsländer und der Länder Afrikas, Zeit wi...
	20. Gemäß seinem früheren Beschluss wird der Wirtschafts- und Sozialrat 2015 im Rahmen seiner jährlichen Überprüfung auf Ministerebene auch die Durchführung des Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2011-2020 (Akt...
	21. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Schritte unternehmen, um verstärkt Fragen zu behandeln, die die kleinen Inselentwicklungsländer betreffen, entsprechend dem Mandat des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten u...
	22. Dem Wirtschafts- und Sozialrat kommt eine wichtige Rolle als Plattform für die Mitwirkung einer Vielzahl von Interessenträgern und die Einbeziehung aller maßgeblichen Interessenträger in die Arbeit des Rates zu, insbesondere was seine Funktion im...
	23. Während sein zwischenstaatlicher Charakter gewahrt bleibt, sucht der Wirtschafts- und Sozialrat die aktive Mitwirkung von wichtigen Gruppen, nichtstaatlichen Organisationen, anderen maßgeblichen Interessenträgern und Regionalorganisationen an den...
	24. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll die Einbeziehung von Jugendlichen in seine Beratungen weiter fördern und dabei auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die in der Vergangenheit mit den informellen Jugendforen gesammelt wurden. Der Rat soll da...
	25. Der Generalsekretär soll Vorschläge zur Förderung der Zusammenarbeit über das gesamte System der Vereinten Nationen hinweg vorlegen und dabei die Funktionen eines gestärkten Wirtschafts- und Sozialrats berücksichtigen, wobei die Sekretariats-Hau...
	26. Der Generalsekretär soll Maßnahmen ergreifen, damit den Bedürfnissen der kleinen Inselentwicklungsländer auf institutioneller Ebene angemessene Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, und die dritte Internationale Konferenz über die kleinen Insel...
	27. Das jährliche Arbeitsprogramm des Wirtschafts- und Sozialrats soll die Verstärkung des regelmäßigen Dialogs mit dem Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen vorsehen und dabei die einschlägigen Resolutio...
	28. Die Resolutionen und Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozialrats sollen von allen in Betracht kommenden Teilen des Systems der Vereinten Nationen vollständig durchgeführt und weiterverfolgt werden. Der Rat und die Generalversammlung sollen diesen P...
	29. Der Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalversammlung, insbesondere ihr Zweiter und Dritter Ausschuss, müssen die Rationalisierung ihrer jeweiligen Tagesordnung prüfen und entsprechende Maßnahmen ergreifen, mit dem Ziel, Doppelungen und Übers...
	30. Die Präsidenten des Wirtschafts- und Sozialrats und der Generalversammlung werden ersucht, sich mit den Präsidien der zuständigen Organe und zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen, namentlich der Kommission für Friedenskonsolidierung,...
	31. Das Präsidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll regelmäßig offene informelle Konsultationen des Rates einberufen, um die organisatorischen, prozeduralen und fachlichen Aspekte der Tagungen des Rates zu verbessern, mit dem Ziel, die Fragen und ...
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